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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Sportausschusses (5. Ausschuß) 


1. zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Klaus Lohmann (Witten), 
Ingrid Becker-Inglau, Friedhelm Julius Beucher, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/6964 - 


2. zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Matthias Berninger, 
Marieluise Beck (Bremen), Annelie Buntenbach, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/6987 - 


zu der Großen Anfrage der Abgeordneten Klaus Lohmann (Witten), 
Friedhelm Julius Beucher, Dagmar Freitag, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
- Drucksachen 13/3566, 13/5329 - 


Sportförderung und Sportsicherung 


A. Problem 

Nach Auffassung der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hindert die Bundesregierung durch ihre verfehlte Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik und die daraus resultierende ange- 
spannte Finanzlage die Kommunen und Länder an einer aus- 
reichenden Breitensportförderung. 
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B. Lösung 

Der Deutsche Bundestag solle daher die Bundesregierung auffor- 
dem f Schluß zu machen mit der Aufgabenverlagerung auf die 
kommunale Ebene, ohne daß ein entsprechender finanzieller Er- 
satz dafür geleistet wird. Darüber hinaus solle sich die Bundes- 
regierung den Wünschen von Sportorganisatoren, Ländern und 
Kommunen nach einem fairen Runden Tisch des Sports, der soli- 
darisch mit allen Beteiügten die Grundlagen für ein Sportförder- 
gesetz erarbeitet, nicht verweigern. Dieser Runde Tisch soll u. a. 
zu stärkerer gesellschaftlicher Akzeptanz des Sports, z.B. durch 
die Aufnahme des Sports als Staatszielbestimmung im Grund- 
gesetz, beitragen. 

Die Bundesregierung solle sich auch in den Gremien der Euro- 
päischen Union für die Sicherung der Belange des Breitensports 
einsetzen. 

Schließlich solle die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
einen Gesetzentwurf zuleiten, der die durch das Beitragsent- 
lastungsgesetz im Fünften Buch Sozialgesetzbuch gestrichene 
Förderung des Gesundheitssports wieder möglich macht. 

Die Bundesregierung sieht keine Zuständigkeit des Bundes zur 
Förderung regionaler oder örtlicher Vorhaben gegeben. Dies 
würde auch der verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilung 
widersprechen. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme der Anträge. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Antrag - Drucksache 13/6964 - abzulehnen, 

2. den Antrag - Drucksache 13/6987 - abzulehnen. 


Bonn, den 4. Februar 1998 


Der Sportausschuß 




Engelbert Nelle 

Klaus Riegert 

Klaus Lohmann (Witten) 

Matthias Berninger 

Vorsitzender 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Klaus Riegert, 
und Matthias Berninger 

i. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 

- Drucksache 13/6964 - und der Entschließungs- 
antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Drucksache 13/6987 - wurden in der 158. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am Freitag, dem 21. Fe- 
bruar 1997 dem Sportausschuß federführend, dem 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
dem Ausschuß für Gesundheit und dem Ausschuß 
für die Angelegenheiten der Europäischen Union zur 
Mitberatung überwiesen. 

II. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner Sitzung am 16. April 1997 
beschlossen, von einer Beratung der beiden Vorlagen 
abzusehen. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner 110. Sit- 
zung am 14. Januar 1998 die beiden Entschließungs- 
anträge beraten. Er empfiehlt, den Entschließungs- 
antrag der Fraktion der SPD mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der SPD und des Mitgliedes der Gruppe der PDS 
bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN abzulehnen. Den Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfiehlt 
er mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Klaus Lohmann (Witten) 


bei Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion der 
SPD und des Mitgliedes der Gruppe der PDS abzu- 
lehnen. 

Der Ausschuß für Famüie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat in seiner 81. Sitzung die beiden Ent- 
schließungsanträge beraten. Er empfiehlt, den Ent- 
schließungsantrag der Fraktion der SPD mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Mitglieder 
der Fraktion der SPD und des Mitgliedes der Gruppe 
der PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN abzulehnen. Den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN empfiehlt er mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD und der Gruppe der PDS abzulehnen. 


III. 

Der Sportausschuß hat die beiden Entschließungs- 
anträge in seiner 35. Sitzung am Mittwoch, dem 
16. April 1997, kurz anberaten. Er hat die Beratungen 
in seiner 46. Sitzung am Mittwoch, dem 4. Februar 
1998, fortgesetzt in Anwesenheit des Generalsekre- 
tärs des Deutschen Sportbundes, Dr. Wulf Preising, 
des Hauptreferenten der Kommunalen Spitzenver- 
bände, Dr. Jürgen Lemmer und MR Karl Weinmann, 
dem Vertreter der Kommission „Sport" der Kultus- 
ministerkonferenz . 
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Der Generalsekretär des Deutschen Sportbundes 
weist in seinen Ausführungen darauf hin, daß in den 
neuen Bundesländern noch kein ausreichendes 
Sportstättenangebot vorhanden ist. In der Zukunft er- 
wartet er auch in den alten Bundesländern Probleme, 
weil aufgrund der angespannten Haushaltslage vie- 
ler Kommunen notwendige Renovierungs- und Repa- 
raturarbeiten unterblieben. 

Dem Runden Tisch steht er skeptisch gegenüber, be- 
vor nicht ein Grundkonsens über die Finanzierungs- 
zuständigkeiten erreicht worden ist. 

Eine Verankerung des Sports im Grundgesetz wird 
vom Deutschen Sportbund begrüßt. Er wül auf dieses 
Thema aber erst wieder zurückkommen, wenn ein- 
heitliche Regelungen auf Länderebene gefunden 
worden sind. 

Was die Sicherung der Belange des Breitensports in 
den Gremien der Europäischen Union angeht, ist ein 
entscheidender Punkt die Sicherung des Konstrukts 
der Gemeinnützigkeit. 

Der Hauptreferent der Bundesvereinigung der Kom- 
munalen Spitzenverbände, Dr. Jürgen Lemmer, hält 
die Kommunen durch die beiden Entschließungs- 
anträge nur am Rande betroffen. Die meisten Pro- 
bleme würden sich in den Beziehungen zwischen 
den Kommunen und Ländern und nicht zwischen 
den Kommunen und dem Bund ergeben. 

Der Vertreter der Kommission „Sport 11 der Kultus- 
ministerkonferenz, MR Karl Weinmann, hält es für 
sehr wichtig, die Straße als Stätte des Sports zu re- 
inszenieren. 

Die Fraktion der SPD erklärt, daß viele Kommunen 
gezwungen seien, ein Haushaltssicherungskonzept 
zu fahren und damit alle freiwilligen Aufgaben, zu 
denen auch der Sportbereich zählt, zu überprüfen. 
Die Fraktion der SPD weist auch darauf hin, daß es 
früher in den alten Bundesländern einmal einen 
„Goldenen Plan 11 gegeben hat, der auch vom Bund 
mitfinanziert worden ist. Nach Auffassung der Frak- 
tion der SPD ist die Zukunft des Leistungssports in 


Bonn, den 4. Februar 1998 


Klaus Riegert Klaus Lohmann (Witten) 

Berichterstatter Berichterstatter 


Deutschland gefährdet, wenn die kommunale Ebene 
als Fundament wegbricht. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht eben- 
falls, daß aufgrund der angespannten Haushaltslage 
vieler Kommunen viele sogenannte freiwülige Lei- 
stungen, wie z.B. der Sport, leiden würden. Wenn es 
dem Bund und den Ländern nicht gelingt, den Kom- 
munen ihre finanzielle Handlungsfähigkeit zurück- 
zugeben, würden Probleme verursacht, die mit noch 
größeren Schwierigkeiten und Kosten verbunden 
seien und dann letztlich doch beim Bund abgeladen 
würden. 

Die Fraktion der CDU/CSU weist darauf hin, daß für 
eine Förderung des Breitensports keine ausreichende 
verfassungsmäßige Zuständigkeit des Bundes gege- 
ben ist. Bezüglich des „Goldenen Plans Ost" wird auf 
das Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost hinge- 
wiesen. Dieses Instrument werde häufig durch die 
Länder nicht genutzt, und den Kommunen fehlt 
häufig die Möglichkeit, die notwendigen Komple- 
mentärmittel aufzubringen. 

IV. 

Der Sportausschuß hat die beiden Vorlagen in seiner 
46. Sitzung am 4. Februar 1998 abschließend bera- 
ten. Mehrheitlich mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der 
F.D.P. und des Mitgliedes der Gruppe der PDS hat er 
beschlossen, dem Deutschen Bundestag die Ableh- 
nung des Entschließungsantrages der Fraktion der 
SPD - Drucksache 13/6964 - zu empfehlen. 

Ebenso hat er mehrheitlich mit den Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der CDU/CSU gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion 
der F.D.P und des Mitgliedes der Gruppe der PDS 
beschlossen, dem Deutschen Bundestag die Ableh- 
nung des Entschließungsantrages der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 13/6987 - 
zu empfehlen. 


Matthias Beminger 

Berichterstatter 
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